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Asyl- und Migrationsmanagement

Legislative Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 10. April 2024 zu dem Vorschlag fiir eine
Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates iiber Asyl- und Migrationsmanagement und zur

Anderung der Richtlinie (EG) 2003/109 des Rates und der vorgeschlagenen Verordnung (EU) XXX /XXX [Asyl-

und Migrationsfonds] (COM(2020)0610 - C9-0309/2020 - 2020/0279(COD))
(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(C/2025/1287)

Das Europdische Parlament,

unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Européische Parlament und den Rat (COM(2020)0610),

gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2, Artikel 78 Absatz 2 Buchstabe e und Artikel 79 Absatz 2 Buchstaben a, b und c des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission
unterbreitet wurde (C9-0309/2020),

unter Hinweis auf die Stellungnahme des Rechtsausschusses zu der vorgeschlagenen Rechtsgrundlage,
gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

unter Hinweis auf die von dem italienischen Senat, dem ungarischen Parlament und dem slowakischen Parlament im
Rahmen des Protokolls Nr. 2 iiber die Anwendung der Grundsitze der Subsidiaritit und der VerhiltnismaRigkeit
vorgelegten begriindeten Stellungnahmen, in denen geltend gemacht wird, dass der Entwurf eines Gesetzgebungsakts
nicht mit dem Subsidiaritdtsprinzip vereinbar sei,

unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 25. Februar 2021 (}),
unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 19. Mdrz 2021 (3,

unter Hinweis auf die vorliufige Einigung, die gemif$ Artikel 74 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung vom zustindigen
Ausschuss angenommen wurde, und auf die vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 8. Februar 2024 gemachte
Zusage, den Standpunkt des Parlaments gemifl Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Européischen Union zu billigen,

gestiitzt auf Artikel 59 und 40 seiner Geschiftsordnung,
unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (A9-0152/2023),
legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

beauftragt seine Prisidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

() ABL C 155 vom 30.4.2021, S. 58.
() ABLC175vom 7.5.2021,S. 32.
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Standpunkt des Europdischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 10. April 2024 im Hinblick auf den Erlass
der Verordnung (EU) 2024/... des Européischen Parlaments und des Rates iiber Asyl- und Migrationsmanagement,
zur Anderung der Verordnungen (EU) 2021/1147 und (EU) 2021/1060 und zur Aufhebung der Verordnung (EU)
Nr. 604/2013

(Da Parlament und Rat eine Einigung erzielt haben, entspricht der Standpunkt des Parlaments dem endgiiltigen Rechtsakt, Verordnung
(EU) 2024/1351.)

ELL http://data.europa.eu/eli/C/2025/1287oj



	P9_TA(2024)0179 — Asyl- und Migrationsmanagement — Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. April 2024 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über Asyl- und Migrationsmanagement und zur Änderung der Richtlinie (EG) 2003/109 des Rates und der vorgeschlagenen Verordnung (EU) XXX/XXX [Asyl- und Migrationsfonds] (COM(2020)0610 – C9-0309/2020 – 2020/0279(COD)) (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) (C/2025/1287)
	P9_TC1-COD(2020)0279 — Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 10. April 2024 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2024/.. des Europäischen Parlaments und des Rates über Asyl- und Migrationsmanagement, zur Änderung der Verordnungen (EU) 2021/1147 und (EU) 2021/1060 und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013


